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Simone Kreutz 

Good Governance in den Außenbezie-

hungen der Europäischen Union. Die 

Beziehungen zwischen der Europäischen 

Union und der Arabischen Republik 

Ägypten im Wandel des Arabischen 

Frühlings. 

 

Der Arabische Frühling stellte nicht nur 

die Staaten der MENA-Region (Middle 

East and North Africa) vor neue Heraus-

forderungen, sondern erhöhte auch den 

Druck auf deren internationale Partner, 

die Situation gewinnbringend zu nutzen. 

Am Beispiel von Ägypten befasst sich die 

vorliegende Arbeit mit der Frage, inwie-

fern die EU ihrem Anspruch als normative 

Macht gerecht wird und zu einer Stärkung 

von Good Governance in der Region bei-

tragen kann. Hierzu erfolgen zunächst eine 

Definition von (Good) Governance, sowie 

eine Analyse der Europäischen Nachbar-

schaftspolitik (ENP) und der Union für den 

Mittelmeerraum (UfM) als Governance-

Instrumente der Europäischen Union (EU). 

Die nachfolgende Gegenüberstellung der 

Situation vor und nach dem Arabischen 

Frühling zeigt, dass zwar eine leichte Stär-

kung der Förderung von Good Governance 

zu beobachten ist, diese jedoch weiterhin 

hinter Wirtschaftsinteressen zurücksteht 

und vorrangig nur auf dem Papier stattfin-

det. 

 

1. Einleitung 

We believe that now is the time for a qualita-

tive step forward in the relations between 

the EU and its Southern neighbours
1
  

– dies ist einer der ersten offiziellen Sätze, 

welche die EU Anfang 2011 im Hinblick 

auf den Arabischen Frühling
2
 in einigen 

Staaten der MENA-Region verkünden ließ. 

Es wird von gleichen Werten und Normen 

                                                 
1
 European Commission/HR [2]: A Partnership for 

Democracy and Shared Prosperity with the South-

ern Mediterranean, Brüssel 2011, S. 2. 
2
 Für weitere Informationen bezüglich des Arabi-

schen Frühling, siehe z.B.: Vasconcelos, Alvaro de: 

The Arab democratic wave. How the EU can seize 

the moment, Paris 2011. Hierauf basieren auch die 

vorkommenden Anmerkungen bezüglich des Arabi-

schen Frühling innerhalb dieser Arbeit.  

gesprochen, von gleichen Standards auf die 

man in der Zusammenarbeit mit den vom 

Arabischen Frühling betroffenen Staaten 

setzten möchte. Die Ziele sind jedoch nicht 

wirklich neu, auch die zu diesem Zeitpunkt 

bereits bestehenden Abkommen bauen 

schon auf diesem Grundgedanken auf. Neu 

sind vor allem die Umstände in den Part-

nerländern der EU und die Frage, ob die 

EU die unerwartet entstanden Chancen der 

Einflussnahme, die Forderung der Men-

schen in dieser Region nach Demokratie, 

für sich nutzen kann.
3
 

 

In ihrer Zusammenarbeit mit Drittstaaten 

verfolgt die EU ein weites Spektrum an 

Zielen, setzt verschiedene Schwerpunkte – 

ein Aspekt davon stellt „Good Gover-

nance“ (verantwortungsvolle Staatsfüh-

rung) dar.
4
 Während die EU in Artikel 41 

der „Charta der Grundrechte der Europäi-

schen Union“
5
 jedem seiner Bürger das 

„Recht auf eine gute Verwaltung“ zusi-

chert und bereits 2001 ein White Paper
6
 

hinsichtlich der „Principles of Good 

Governance“ rausgegeben hat, ist jedoch 

unklar, inwiefern sie diese Bestrebungen 

auch überzeugend in der Zusammenarbeit 

mit ihren Partnerländern zeigt und vor al-

lem einen Wandel, wie die „Demokratisie-

rungswelle“ in der arabischen Welt, positiv 

beeinflussen kann. 

 

Die vorliegende Arbeit soll untersuchen, 

inwiefern es durch den Arabischen Früh-

ling zu einem Wandel in der Förderung 

von Good Governance innerhalb der 

Governance-Instrumente der Europäischen 

Union kam. Stellvertretend für die, durch 

                                                 
3
 Vgl. Commission/HR [2]: A Partnership for De-

mocracy and Shared Prosperity, a.a.O., S. 2-3. 
4
 Vgl. European Commission [4]: Increasing the 

Impact of EU Development Policy. An Agenda for 

Change, Brüssel 2011, S. 3. 
5
 Für eine Volltext-Version der „Charta der Grund-

rechte der Europäischen Union“, siehe: 

http://www.europarl.europa.eu/charter/pdf/text_de.

pdf. 
6
 Für das White Paper „European Governance“, 

siehe: http://eur-

lex.europa.eu/LexUriServ/site/en/com/2001/com20

01_0428en01.pdf. 
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den Arabischen Frühling betroffenen Staa-

ten der MENA-Region werden hierbei die 

Beziehungen zwischen der EU und der 

Arabischen Republik Ägypten (im weite-

ren Verlauf: Ägypten) analysiert. 

Die Entscheidung die Beziehungen zu der 

Arabischen Republik Ägypten  zu untersu-

chen ist damit zu begründen, dass Ägypten 

zwar nicht Ursprungsland der Protest war, 

jedoch auf Grund seiner, auch durch die 

EU immer wieder betonten, Schlüsselrolle 

innerhalb der arabischen Staaten und des 

langanhaltenden Ausnahmezustands (state 

of emergency) und der zuvor bestehenden 

Militärordnung, eine Sonderstellung inner-

halb der MENA-Region einnimmt.
7
 

 

Einleitend erfolgt zuerst eine Definition 

des Governance-Begriffs, sowie dessen 

Abgrenzung zur klassischen Außenpolitik. 

Dieser Schritt ist notwendig, um im weite-

ren Verlauf der Arbeit darzustellen, ob es 

sich bei den untersuchten EU-Institutionen 

überhaupt um Governance-Instrumente 

handelt. Daraufhin wird der Begriff „Good 

Governance“ definiert. Dies bildet den 

Rahmen für die spätere Analyse hinsicht-

lich der zu beantwortenden Forschungsfra-

ge. Im Anschluss werden die Europäische 

Nachbarschaftspolitik und die Union für 

den Mittelmeerraum dargestellt. Dieser 

Punkt geht mit einer Untersuchung der 

aufgezeigten Institutionen hinsichtlich 

möglicher Governance-Strukturen in die 

weitere Analyse über. Diese umfasst einen 

zeitlichen Rahmen von rund 10 Jahren, da 

die Grundlagen für die laufende Zusam-

menarbeit bereits 2004 zu finden sind. Aus 

diesem Grund erfolgt sowohl eine Auswer-

tung früherer als auch aktueller Dokumen-

te, um eventuelle Veränderungen bezüglich 

Good Governance-Themen durch den Ara-

bischen Frühling aufzuzeigen. Abschlie-

ßend soll durch eine zusammenfassende 

Auswertung der Ergebnisse eine Beant-

wortung der Forschungsfrage erfolgen. 

 

                                                 
7
 Vgl. European Union (Hrsg.): Sixth Meeting of 

the EU-Egypt Association Council. Statement of 

the European Union, Luxemburg 2010, S. 1, 4. 

2. Literaturbericht 

 

Hinsichtlich des Themenkomplexes 

Governance kam es seit Anfang der 1990er 

Jahre nicht nur in den Politikwissenschaft, 

sondern auch in anderen Disziplinen wie 

den Rechtswissenschaften und der Politi-

schen Ökonomie
8
 zu einem starken An-

stieg an Publikationen. Im Rahmen dieser 

Hausarbeit wurden jedoch vor allen Din-

gen Veröffentlichungen aus dem Bereich 

der Politikwissenschaft verwendet. Die 

verwendete Literatur deckt mit den Publi-

kationen von James Rosenau (1992) bis 

Gunnar Folke Schuppert (2008) einen 

Großteil des bisherigen Veröffentlichungs-

zeitraums ab.  

 

Zeitgleich mit der steigenden Popularität 

von Governance in der Literatur erfuhr 

auch das hiermit verbundene Themenge-

biet von Good Governance einen steigen-

den Zuspruch, wobei hier vor allem inter-

nationale Organisationen wie die Vereinten 

Nationen (UNO), die Weltbank und die 

Europäische Union aktiv wurden.
9
 An un-

abhängiger Fachliteratur wurde hierbei 

unter anderem der 2012 von Sören Holm-

berg und Bo Rothstein herausgegebene 

Sammelband „Good Governance. The Rel-

evance of Political Science“ und „The In-

telligent Person’s Guide to Good Govern-

ance“ von Abraham Munshi und 

Chaudhuri (2009) verwendet. 

 

Zur Kurzdarstellung der Beziehungen zwi-

schen der EU und der MENA-Region bzw. 

Ägypten wurde sich neben EU-

Dokumenten vorrangig auf Veröffentli-

                                                 
8
 Siehe zum Beispiel: Maldonado-Pyschny, Nicole: 

Good Governance: Begriff, Inhalt und Stellung 

zwischen allgemeinem Völkerrecht und Souveräni-

tät, Köln 2013 oder Brühl, Kai: Corporate Gover-

nance, Strategie und Unternehmenserfolg, Wiesba-

den 2009. 
9
 Weitere Informationen hierzu sind auf der jeweili-

gen Internetseite der Organisationen zu finden (z.B. 

unter 

http://www.unescap.org/pdd/prs/ProjectActivities/O

ngoing/gg/governance.asp) oder in weiterführender 

Literatur, z.B. Maldonado, Nicole: The World 

Bank’s Evolving Concept of Good Governance and 

ist Impact on Human Rights, Stockholm 2010. 
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chungen von Barbara Lippert und Michele 

Comelli bezogen. 

 

Für die Analyse des Wandels der EU-

Strategie hinsichtlich Good Governance 

wurden hauptsächlich Dokumente der EU-

Institutionen, vor allem der Europäischen 

Kommission, verwendet, welche zwischen 

den Jahren 2004 und Mitte 2013 veröffent-

licht wurden. Auf aktuelle Veröffentli-

chungen seit den erneuten Protestwellen im 

Sommer 2013 wurde verzichtet, da deren 

Verlauf und Ausgang  zum Zeitpunkt der 

Entstehung dieser Arbeit nicht absehbar 

war. 

 

3. Governance 

 

„Governance“ ist als Konzept der Politik-

wissenschaften seit den 1990er Jahren auf 

dem Vormarsch. Entscheidend war hierfür 

einerseits die stärkere Emanzipation vom 

Government-Begriff, welcher sich allein 

auf formal legitimierte Regel- und Sankti-

onsapparate bezieht.
10

 Andererseits mag 

vor allem die noch immer fehlende Ein-

deutigkeit des Governance-Begriffs, sowie 

das Bedürfnis nach neuen Werkzeugen zur 

Bearbeitung erstmalig auftretender politi-

scher Phänomene, zur erhöhten Verwen-

dung beigetragen haben.
11

 

 

James Rosenau liefert mit seiner Definition 

von Governance als  

activities backed by shared goals that may 

or may not derive from legal and formally 

prescribed responsibilities
12

 

                                                 
10

 Vgl. Stoker, Gerry: Governance as Theory. Five 

Propositions, in: International Social Science Jour-

nal, 50 (1998), Nr. 155, S. 17. Für eine genauere 

Auseinandersetzung mit dem Verhältnis von 

Government und Governance, siehe zum Beispiel: 

von Blumenthal, Julia/Bröchler, Stephan: Von 

Government zu Governance. Analysen zum Regie-

ren im modernen Staat, Hamburg, 2006. 
11

 Schuppert, Gunnar Folke: Governance. Auf der 

Suche nach Konturen eines „anerkennt uneindeuti-

gen Begriffs“, in: Schuppert, Gunnar Folke/Zürn, 

Michael (Hrsg.): Governance in einer sich wan-

delnden Welt, Wiesbaden, 2008, S. 3. 
12

 Rosenau, James: Governance Order and Change 

in World Politics, in: Rosenau, James/Czempiel, 

Ernst Otto (Hrsg.): Governance without Govern-

eine der vielen Definitionen. Rosenau be-

zieht hiermit eine eher weiter ausgerichtete 

Begriffsposition, da weder ein bestimmter 

Kernbereich, noch bestimmte Akteure – 

welche in seiner Definition sowohl formal, 

also staatlich kodifizierter Regelsystemen 

entstammend als auch informell, sprich 

ohne staatliche Kodifizierung, sein können 

– entscheidend sind. Besondere Relevanz 

kommt somit dem Aspekt der „shared 

goals“  zu, welcher die zentrale Ursache 

für das Zusammenkommen verschiedener 

Partner ist.
13

 

 

Neben einer generellen Definition von 

Governance muss allerdings auch eine Ab-

grenzung des Begriffs zur klassischen Au-

ßenpolitikforschung erfolgen. Governance 

bedient sich zwar ähnlicher Interaktions-

modi wie die Außenpolitik, jedoch ist ent-

scheidend, dass es sich bei Governance 

um eine substanzielle, institutionalisierte 

Form partizipativer und auf Freiwilligkeit 

basierender gemeinsamer Politikgestaltung 

handelt.
14

 

Sie unterscheidet sich damit von den bei-

den Handlungsformen der Außenpolitik – 

Hegemonie und Kooperation – einerseits 

durch die Inklusivität und Freiwilligkeit 

des Handelns und andererseits durch die 

Existenz eines institutionalistischen Rah-

mens. Dieser institutionalistische Rahmen 

wird oftmals als Netzwerk bezeichnet, in 

welchem sich die beteiligten Akteure auf 

einer horizontalen Ebene begegnen und 

gleichberechtigt am Prozess der Prob-

lemlösung beteiligt sind. Zu beachten sind 

hierbei einerseits die regulativen Grenzen 

der Beziehungen, welche die Reichweite 

des Acquis Communautaire der EU be-

schreiben und andererseits der organisatio-

                                                                       
ment. Order and Change in World Politics, Cam-

bridge/New York 1992, S. 4. 
13

 Vgl. Lauth, Hans-Joachim: Good Governance, 

Hagen 2006, S. 8. 
14

 Lavenex, Sandra/Lehmkuhl, Dirk/Wichmann, 

Nicole: Die Nachbarschaftspolitik der Europäischen 

Union. Zwischen Hegemonie und erweiterter 

Governance, in: Trömmel, Ingeborg (Hrsg.): Die 

Europäische Union. Governance and Policy-

Making, Wiesbaden 2007, S. 369. 
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nelle Rahmen, welcher den Prozess der 

Entscheidungsfindung bezeichnet.
15

 

 

4. Ein normatives Konzept: Good 

Governance 

 

Insofern man Governance deskriptiv ver-

steht, kann Good Governance als dessen 

normative Komponente aufgefasst werden. 

Konzepte von Good Governance gehen so-

mit der Frage nach, welche Form von 

Governance sich für den Entwicklungspro-

zess am angemessensten erweist.
16

 

Mitte der 1990er Jahre fand innerhalb der 

Sozialwissenschaften ein Paradigmen-

wechsel, ein sogenannter „institutional 

turn“, statt. Dieser führte dazu, dass politi-

schen Institutionen wieder eine stärkere 

Relevanz im Hinblick auf politische, sozia-

le und wirtschaftliche Phänomene zuge-

sprochen wurde – entsprechend dem Mot-

to: „bringing the state back in“.
17

 Aus-

schlaggebend war hierfür einerseits das 

Scheitern des Washington Konsensus, der 

eine liberale Wirtschaftsordnung als 

Schlüssel für Entwicklung und Wohlstand 

ansah. Andererseits brachte die Demokrati-

sierungswelle in Osteuropa, Lateinamerika 

und Ostasien die Erkenntnis mit sich, dass 

mit dem Wandel zur Demokratie nicht 

automatisch auch demokratiefähige Institu-

tionen vorhanden sind, sondern alte Muster 

von Korruption, Klientelismus und ehema-

ligen Machteliten bestehen bleiben. Folg-

lich geriet die Qualität von Governance, 

beziehungsweise das Setzen von Maßstä-

ben für Good Governance, verstärkt in den 

Fokus der Diskussionen.
18

 

 

Besondere Beachtung erhielt Good Gover-

nance vor allem von Seiten internationaler 

                                                 
15

 Vgl. Lavenex/Lehmkuhl/Wichmann: Die Nach-

barschaftspolitik der Europäischen Union, a.a.O., S. 

367-371. 
16

 Lauth: Good Governance, a.a.O., S. 9. 
17

 Rothstein, Bo/Teorell, Jan: Defining and Measur-

ing Quality of Government, in: Holmberg, 

Sören/Rothstein, Bo (Hrsg.): Good Government. 

The Relevance of Political Science, Cheltenham 

2012, S. 16. 
18

 Vgl. Rothstein/Teorell: Defining and Measuring 

Quality of Government, a.a.O., S. 13-22. 

und regionaler Organisationen, wie der 

UNO, der Organisation für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung 

(OECD) und der EU. Das Good Gover-

nance jedoch stark normativ gewichtet ist 

wird auch daran deutlich, dass sich alle 

diese Organisationen unterschiedlicher 

Begriffsdefinitionen bedienen, welche auf 

jeweils spezifischen Werteordnungen ba-

sieren. Allgemein kann Good Governance 

als Maßstab für gute (Entwicklungs-

)Politik verstanden werden, worunter Be-

rechenbarkeit, Effektivität, Effizienz, der 

Kampf gegen Korruption, Rechenschafts-

pflicht, Transparenz, eine vernünftige Fi-

nanzverwaltung, aber auch Demokratie, 

Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit 

fallen können.
19

 

 

Innerhalb dieser Arbeit und in Bezug auf 

die folgende Analyse wird sich vorrangig 

auf die Begriffsdefinition der EU bezogen. 

Die Einflussnahme auf Faktoren von Good 

Governance kann  hierbei sowohl inter-

gouvernemental (durch staatliche Akteure) 

oder transnational (durch nichtstaatliche 

Akteure) erfolgen und unabhängig vom 

Empfänger durch den politischen Dialog, 

Konditionalitäten oder Unterstützung beim 

Aufbau von Kapazitäten und Institutionen 

vorgenommen werden.
20

 

Grundlegend für Good Governance sind 

für die EU fünf Indikatoren, welche sie 

sowohl in Bezug auf sich selbst als auch 

auf ihre Partnerländer anwendet, dies sind: 

Offenheit, Partizipation, Verantwortlich-

keit, Effektivität und Kohärenz.
21

 

 

5. Die Beziehungen zwischen der EU 

und Ägypten 

 

                                                 
19

 Vgl. Munshi, Surendra/Abraham, Biju 

Paul/Chaudhuri, Soma: The Intelligent Person’s 

Guide to Good Governance, New Delhi 2009, S. 1-

17. 
20

 Vgl. Börzel, Tanja/Pamuk, Yasemin/Stahn, An-

dreas: Good Governance in the European Union. 

Berliner Arbeitspapier zur Europäischen Integration 

Nr. 7, Berlin 2008, S. 4-6, 8-10. 
21

 Vgl. European Commission (Hrsg.): European 

Governance. A White Paper, Brüssel 2001, S. 10. 
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Die Europäische Union und Ägypten bli-

cken bereits auf fast 50 Jahre diplomati-

sche Beziehungen zurück. Die neueren 

Beziehungen waren vor allem durch die 

seit 1995 bestehende Euro-mediterrane 

Partnerschaft (EUROMED) geprägt, wel-

che zur Ausgestaltung von Assoziierungs-

abkommen beigetragen hat. Diese traten 

im Jahr 2004 in Kraft und schufen damit 

die Europäische Nachbarschaftspolitik, 

welche die bestehenden Beziehungen er-

gänzen und vertiefen sollte. Die konkrete 

Ausgestaltung der Assoziierungsabkom-

men fand durch länderspezifische Aktions-

pläne statt, welche im Falle Ägyptens 2007 

in Kraft traten. 2008 erfuhren die EURO-

MED eine Umstrukturierung, wobei eine 

Aufspaltung in die Union für den Mittel-

meerraum für die südlichen Partnerländer 

und die Östlichen Partnerschaften (ÖP)
22

 

für die östlichen Partnerländer stattfand. 

Diese sollten als Unterbau der ENP fungie-

ren und eine stärker regional orientierte 

Zusammenarbeit garantieren.
23

 
24

 

 

5.1 Die Europäische Nachbarschaftspoli-

tik  

 

Die ENP wurde im Jahr 2004 gegründet 

und soll eine bessere Kooperation zwi-

schen der EU und ihren Nachbarstaaten 

ermöglichen, sowie den Entwicklungspro-

zess dieser durch eine positive Einfluss-

nahme der EU unterstützen. Die ENP soll 

eine Art privilegierte Partnerschaft darstel-

len, welche durch einen gemeinsamen 

Werte-Konsens (Demokratie und Men-

schenrechte, Rechtsstaatlichkeit, Good 

Governance, Marktwirtschaft und nachhal-

tige Entwicklung) ermöglicht wird. Leitli-

                                                 
22

 Auf die Östliche Partnerschaft wird in dieser 

Arbeit nicht tiefgehender eingegangen, da diese 

keine Relevanz für die zu beantwortende For-

schungsfrage aufweist. 
23

 Vgl. European Commission (Hrsg.) [1]: ENP 

Country Progress Report 2012. Egypt, Brüssel 

2013, S. 2.  
24

 Vgl. Comelli, Michele: Dynamics and Evolution 

of the EU-Egypt Relationship within the ENP 

Framework, Rom 2010, S. 2 

(http://www.iai.it/pdf/DocIAI/iai1002.pdf, letzter 

Zugriff am: 17.09.2013). 

nien und Programme  sind in individuell 

beschlossenen Assoziierungsabkommen 

und Aktionsplänen festgehalten, welche 

ein Spektrum von guter Regierungsführung 

über eine dynamische Wirtschaft hin zur 

Annäherung an EU-Standards umfassen. 

Auf Grund der individuellen Ausrichtun-

gen der einzelnen Programme stellen diese 

jedoch keine einheitliche Vergleichsbasis 

innerhalb der Partnerländer dar.
25

 
26

  

 

5.2 Die Union für den Mittelmeerraum 

 

Die Euro-mediterrane Partnerschaft (EU-

ROMED), welche seit 1995 besteht und 

auch unter der Bezeichnung „Barcelona-

Prozess“ bekannt ist, wurde im Jahre 2008 

in die neugegründete UfM überführt. Diese 

soll als Unterbau der bereits bestehenden 

ENP verstanden werden und eine stärkere 

regionale Ausrichtung der EU-

Außenbeziehungen ermöglichen. Sie um-

fasst mit Algerien, Ägypten, Israel, Jorda-

nien, dem Libanon, Libyen, Marokko, der 

Palästinensischen Autonomiebehörde, Sy-

rien und Tunesien zehn der 16 Partnerlän-

der der ENP – die restlichen sechs sind 

unter dem Schirm der ÖP zusammenge-

fasst worden. Im Vergleich zur ENP ist die 

UfM wesentlich sektoraler ausgerichtet 

und soll durch Projektarbeit zu schnelleren 

Ergebnissen führen. Die Arbeit der UfM 

geriet auf Grund der Angriffe von Israel 

auf den Gazastreifen im Winter 2008 je-

doch schon kurz nach ihrer Gründung ins 

Stocken. Fraglich ist auch, inwiefern die 

UfM in Fragen von Good Governance 

Fortschritte verzeichnen kann, da der EU 

auf Grund der Gleichberechtigung der süd-

lichen Mittelmeerländern kaum Mittel der 

Konditionalität zur Verfügung stehen und 

sie somit auf ein freiwilliges Engagement 

                                                 
25

 Vgl. Lippert, Barbara: Europäische Nachbar-

schaftspolitik, in: Weidenfeld, Werner/Wessels, 

Wolfgang (Hrsg.): Jahrbuch der Europäischen In-

tegration 2009, Baden-Baden 2010, S. 229-230. 
26

 Vgl. European Commission (Hrsg.) [2]: Europe-

an Neighbourhood Policy (ENP). Fact Sheet, Brüs-

sel 2013, S. 1 (http://europa.eu/rapid/press-

release_MEMO-13-236_en.htm, letzter Zugriff am: 

15.10.2013). 
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der Staaten in diesem Bereich angewiesen 

ist.
27

 

 

5.3 Interaktions-Modi 

 

Sowohl die ENP als auch die UfM sind 

nach der Definition Rosenaus als Gover-

nance-Instrumente zu deuten, auch wenn 

sie in ihrer Ausprägung variieren. Beide 

sollen grundsätzlich zu dem gemeinsamen 

Hauptziel („shared goals“) beitragen, in 

der MENA-Region Stabilität, Frieden und 

Wohlstand zu schaffen. Dies soll auf Ebe-

ne der Gleichberechtigung und freiwilligen 

Zusammenarbeit geschehen, wobei beide 

sowohl formale als auch informelle Akteu-

re mit einbeziehen. Dabei ist festzuhalten, 

dass die UfM durch ihre generelle Projek-

tausrichtung und die Einbeziehung anderer 

regionaler und internationaler Gruppierun-

gen wie der Arabischen Liga und der 

Weltbank stärkere Governance-Tendenzen 

aufweist als die ENP, die sich erst mit der 

Verabschiedung der Neighbourhood Civil 

Society Facility 2011 von einer eher inter-

gouvernementalen Ausrichtung gelöst  

hat.
28

 
29

 

 

Laut Comelli war die Einbindung Ägyp-

tens und der anderen südlichen Nachbar-

länder in den Initiierungsprozess der ENP 

jedoch vor allem stark hegemonial geprägt, 

anstatt auf einer Ebene der gleichberechtig-

ten Beteiligung abzulaufen. Allerdings 

zeigte Ägypten, auch im Vergleich zu an-

deren Staaten der ENP, starke Verhand-

lungsbestrebungen und den damit verbun-

denen Versuch der gleichberechtigten Ein-

flussnahme, woraus resultierte das der Ab-

schluss länderspezifische Vereinbarung, 

wie der Aktionsplan, verhältnismäßig viel 

Zeit in Anspruch nahm
30

. Dabei findet die 

gleichberechtigte Zusammenarbeit der 

                                                 
27

 Vgl. Lippert: Europäische Nachbarschaftspolitik, 

a.a.O., S. 229-236. 
28

 Vgl. European Union: Sixth Meeting of the EU-

Egypt Association Council, a.a.O., S. 1. 
29

 Vgl. Paris Summit for the Mediterranean: Joint 

Declaration of the Paris Summit for the Mediterra-

nean, Paris 2008, S. 1-7. 
30

 Vgl. Comelli: Dynamics and Evolution of the 

EU-Egypt Relationship, a.a.O., S. 2-3. 

Partner an möglichst vielen Stellen der 

ENP Dokumente Erwähnung – was wohl 

auch dazu beiträgt, dass kaum von Kondi-

tionalitäten gesprochen wird. Stattdessen 

sollen  

joint ownership, common interests, recipro-

cal commitments, differentiation, [and] 

shared values
31

 

zum Erfolg der ENP beitragen. Bezüglich 

bestehender regulativer Grenzen sind die 

ENP-Abkommen zwar eher perspektivisch 

und ohne konkreten thematischen und zeit-

lichen Rahmen angelegt, jedoch kann von 

einer zunehmenden Heranführung der 

Drittstaaten an den EU Acquis Commun-

autaire ausgegangen werden. Dass ein Un-

gleichgewicht hinsichtlich der Einfluss-

möglichkeiten der EU und den beteiligten 

Drittstaaten besteht, zeigt sich jedoch auch 

in den Evaluationsmechanismen, welche 

nicht nur durch gemeinsame Assoziations-

instrumente, sondern auch noch einmal 

gesondert durch die Europäische Kommis-

sion, vorgenommen werden. Deutlichere 

Governance-Strukturen zeigen sich dafür 

in den Unterausschüssen der ENP, welche 

jedoch keine Kontinuität im Sitzungsver-

lauf aufweisen.
32

 

 

Wesentlich stärkere Ansätze von Gover-

nance sind in der UfM anzutreffen. Diese 

ist stark institutionell ausgerichtet und ver-

fügt auf fast allen Ebenen über Doppelpos-

ten, um eine gleichwertige und gleichzeiti-

ge Beteiligung der EU und den Partnerlän-

dern zu gewährleisten. Neben dem Aspekt 

der Inklusivität, wird auch die Freiwillig-

keit des Handelns ermöglicht. Die Arbeit 

der UfM ist vorrangig sektor- und projekt-

orientiert aufgestellt, um Projekte umzu-

setzen benötigt es innerhalb der UfM je-

doch nicht der Zustimmung aller, sondern 

nur derjenigen, die zu einer Beteiligung 

bereit sind. Eine gezielte Heranführung an 

                                                 
31

 European Commission (Hrsg.): EU/Egypt Action 

Plan, Brüssel 2007, S. 1. 
32

 Vgl. Lavenex/Lehmkuhl/Wichmann: Die Nach-

barschaftspolitik der Europäischen Union, a.a.O., S. 

371-375. 
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den EU Acquis Communautaire ist zudem 

nicht zu beobachten.
33

 

 

6. Die Förderung von Good Governance 

 

Wie bereits im Verlauf dieser Arbeit fest-

gestellt wurde (Kapitel 4), handelt es sich 

bei Good Governance um einen vielfach 

definierten und dennoch nach wie vor un-

klaren Begriff. Für die Analyse der Förde-

rung von Good Governance von Seiten der 

EU wurde deshalb einerseits auf die fünf 

von der EU aufgestellten Governance-

Kriterien (Offenheit, Partizipation, Ver-

antwortlichkeit, Effektivität und Kohärenz) 

geachtet, sowie andererseits auf die gene-

relle Erwähnung von dem Begriff „Good 

Governance“. Da es sich um EU-

Dokumente handelt kann davon ausgegan-

gen werden, dass die Begriffsverwendung, 

die oben genannten fünf Kriterien beinhal-

tet. 

  

6.1. Vor dem Arabischen Frühling 

 

Die entscheidenden Grundlagen-

Dokumente für die Beziehungen zwischen 

der EU und Ägypten, welche auch heute 

noch Gültigkeit beanspruchen, wurden mit 

dem Assoziierungsabkommen (2004), dem 

Aktionsplan (2007) und dem Gründungs-

dokument der Union für den Mittelmeer-

raum (2008) bereits vor dem Arabischen 

Frühling verabschiedet. 

 

Als rechtliche Grundlage der ENP richtet 

sich das Assoziierungsabkommen in sei-

nem 355-seitigen Umfang zum Großteil 

nur an wirtschaftliche Interessen. Aspekte 

von Good Governance finden keine Beach-

tung und auch andere politische Initiativen 

sind nur am Rande erwähnt.
34

 

 

                                                 
33

 Vgl. Lippert, Europäische Nachbarschaftspolitik, 

a.a.O., S. 233-234. 
34

 Vgl. „Euro-Mediterranean Agreement establish-

ing an Association between the European Commu-

nities and their Member States, of the one Part, and 

the Arab Republic of Egypt, of the other Part“, 

unter: http://eeas.europa.eu/egypt/aa/06_aaa_en.pdf 

Erst der Aktionsplan, welcher für einen 

Zeitraum von bis zu fünf Jahren angelegt 

und damit bis in die Zeit nach dem Arabi-

schen Frühling reicht, berücksichtigt auch 

politische Aspekte der Zusammenarbeit. 

Laut dem offiziellen Dokument soll dieser, 

neben wirtschaftlichen Aspekten, dazu 

beitragen  

[to] consolidate the role of institutions, [to]  

promote the protection of human rights and 

fundamental freedoms; [to] continue main-

taining and ensuring judiciary independen-

cy; [to] expand the participation in political 

life; [and to] enhance human resources and 

institutional capacity building.
35

 

Generell nehmen Aspekte von Good 

Governance jedoch verhältnismäßig wenig 

Raum in dem Aktionsplan ein: nur ein 

Punkt der 19 aufgelisteten „Priorities for 

Action“, welche einen Kurzüberblick über 

die Zusammenarbeit geben sollen, ist 

hiermit zu vereinbaren – bei einer weiteren 

Auslegung von Good Governance kann 

noch ein weiterer Punkt bezüglich der 

Achtung der Menschenrechte miteinbezo-

gen werden.
36

 Bezüglich der konkreten 

Aktionen im Rahmen des Aktionsplans 

bleibt dieser jedoch eher oberflächlich, 

Bezüge zu Good Governance finden sich 

lediglich in den Unterpunkten „Democracy 

and rule of law“ und „Promoting transpa-

rency“. Der Schwerpunkt der Zusammen-

arbeit liegt in Anbetracht von 44 weiteren 

Unterpunkten eindeutig nicht im Bereich 

der Good Governance. Innerhalb der bei-

den Punkte sollen vor allem Fortschritte 

hinsichtlich der Partizipation der Zivilge-

sellschaft am politischen Leben und bei 

Wahlen, der Dezentralisierung, der Unab-

hängigkeit der Justiz und der Korruptions-

bekämpfung erreicht werden. Als Mittel 

hierfür wird jedoch nur der Dialog ge-

nannt.
37

 Die Rolle, die Good Governance 

auf dem Papier zugeschrieben wurde, steht 

zudem in keinem Verhältnis zu den niedri-

gen finanziellen Investitionen in diesen 

Bereich. Auch wurde die Chance nicht 

genutzt, über die Vergabe von Hilfsmittel-

                                                 
35

 European Commission, EU/Egypt Action Plan, 

a.a.O., S. 2. 
36

 Vgl. ebd. S. 3-4. 
37

 Vgl. ebd. S. 5-35. 
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zahlungen Druck auszuüben. Zwar sind 

Mittel aus dem Europäischen Nachbar-

schafts- und Partnerschaftsinstrument 

(ENPI) im Rahmen der ENP an die Ach-

tung von Demokratie und Menschenrechte 

gebunden, ausbleibende Erfolge wurden 

jedoch nicht durch Kürzungen der Mittel 

geahndet. Die EU weißt zwar innerhalb der 

Evaluationsmechanismen auf Verfehlun-

gen im Bereich von Good Governance hin, 

liefert jedoch keine konkreten Verbesse-

rungsvorschläge.
38

 

 

Auch im Gründungsdokument der Union 

für den Mittelmeerraum ist Good Gover-

nance mehr als unterrepräsentiert. Zwar 

wird Governance als Grundstein der Be-

ziehungen genannt, ist jedoch nicht weiter 

ausgeführt. Nur vereinzelt wird noch auf 

den Aspekt der Partizipation der Zivilge-

sellschaft eingegangen, welche durch die 

Projektausrichtung der UfM gewährleistet 

werden soll. Good Governance direkt fin-

det nur in einem Nebensatz Erwähnung.
39

 

 

6.2. Nach dem Arabischen Frühling 

 

„EU support to governance should feature 

more prominently in all partnerships“
40

 

verkündet die EU 2011 und reagierte damit 

sehr zeitnah auf den durch den Arabischen 

Frühling ausgelösten Wandel in einigen 

Staaten der MENA-Region. Bereits im 

März 2011 veröffentlichte sie ein Papier 

bezüglich einer „Partnership for De-

mocracy and Shared Prosperity“. Auf 

Grund der noch offenen Ausgangslage sind 

noch keine konkreten Projekte benannt, 

jedoch sind im Vergleich zu früheren ENP-

Dokumenten Good Governance relevante 

Aspekte stärker vertreten. Vor allem die 

Betonung einer intensiveren Zusammenar-

beit mit der Zivilbevölkerung und Nichtre-

                                                 
38

 Vgl. Europäischer Rechnungshof (Hrsg.): Die 

Zusammenarbeit der EU mit Ägypten im Bereich 

der verantwortungsvollen Staatsführung, Luxem-

burg 2013, S. 8-19. 
39

 Vgl. Paris Summit for the Mediterranean: Joint 

Declaration, a.a.O., 10-12- 
40

 European Commission (Hrsg.) [4]: Increasing the 

Impact of EU Development, a.a.O., S. 5. 

gierungsorganisationen zur Umsetzung der 

benannten Ziele ist auffällig.
41

 

 

In diesem Zusammenhang kam es auch zur 

Gründung der „Neighbourhood Civil 

Society Facility“, welche regional, national 

und international agierende Nichtregie-

rungsorganisationen (NRO) stärker in die 

ENP einbinden soll. Dies sollte nicht nur 

durch einen Anstieg finanzieller Förder-

mittel, sondern auch durch eine Aufwer-

tung des Dialogs erfolgen. Durch die Eva-

luierung der ENP durch NROs soll vorran-

gig eine höhere Rechenschaftspflicht ge-

genüber der Bevölkerung erreicht werden 

und durch die Finanzierung von NRO ge-

leiteten Projekten, die Effektivität der Mit-

tel erhöht werden. Neben einer stärkeren 

Einbindung in den Dialog, sollen auch EU 

geleitete Trainings und Schulungen zu ei-

ner besser vertretenden Zivilgesellschaft 

beitragen.
42

 

 

Als neues Instrument für den Dialog wurde 

im November 2012 unter gemeinsamer 

Leitung beider Partner die erste Egypt-

European Union Task Force abgehalten, 

um Vertreter unterschiedlichster Gruppen, 

sowohl staatlich als auch nichtstaatlicher 

Natur, zusammenzubringen. Jedoch konn-

ten hinsichtlich politischer Fragen, neben 

Floskeln des Zuspruchs und der Unterstüt-

zung, keine relevanten Ergebnisse erzielt 

werden.
43

 

 

Verhandlungen über weitere, vor allem 

länderspezifische, Abkommen im Rahmen 

der ENP wurden als Reaktion auf den 

durch den Arabischen Frühling herbeige-

führten Machtwechsel in Ägypten vorerst 

eingestellt und erst im Februar 2013 wie-

der aufgenommen. Jedoch gab die ord-

nungsgemäße Durchführung von  Wahlen, 

                                                 
41

 Vgl. European Commission/HR (Hrsg.) [2]: A 

Partnership for Democracy and Shared Prosperity, 

a.a.O., S. 3-11. 
42

 Vgl. European Commission (Hrsg.) [1]: Action 

Fiche for Neighbourhood Civil Society Facility 

2011, Brüssel 2011, S. 1-4, 7-9. 
43

 Vgl. EU/Egypt Task Force (Hrsg.): Eu-Egypt 

Task Force. Co-Chairs Conclusion, Kairo 2012, S. 

1-5. 
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die Aufhebung des Ausnahmezustandes 

und der Wandel zu einer zivilen Ordnung, 

Hoffnung auf eine weiter voranschreitende 

Demokratisierung des Landes. Kritisch 

werden hierbei jedoch das Scheitern der 

Volksversammlung, die Zuschreibung ab-

soluter Macht an den Präsidenten und die 

voreilige Verabschiedung einer neuen Ver-

fassung betrachtet.
44

 

 

Allerdings wird nicht in allen Bereichen 

der Zusammenarbeit ein Wandel ange-

strebt, bezüglich des Länderstrategiepa-

piers und des Nationalen Reformpro-

gramms wird kein Bedarf für eine Anpas-

sung gesehen.
45

 Auch hat die EU nicht die 

Chance genutzt die UfM zur Förderung 

von Good Governance verstärkt zu nutzen, 

so wurden keine neuen Projekte in diesem 

Bereich in Angriff genommen bezie-

hungsweise deren Planung eingeleitet.
46

 

 

In der bisherigen Zusammenarbeit konnten 

durch  stärkere Sanktionsmechanismen und 

positive Konditionalitäten vor allem in 

wirtschaftlichen Bereichen Erfolge erzielt 

werden.
47

 Die EU reflektiert den mehr oder 

weniger ausbleibenden Erfolg in politi-

schen Fragen zwar kritisch und stellt gera-

de bei der Implementierung von Projekten 

großen Nachholbedarf fest. Jedoch recht-

fertigt sie das langsame Voranschreiten 

auch damit, dass „the ENP can support, but 

not replace“
48

 politische Bestrebungen in 

Ägypten.
49

 

 

Auch wenn keine großen inhaltlichen Än-

derungen vorgenommen werden sollten, ist 

                                                 
44

 Vgl. European Commission/HR (Hrsg.) [2]: Im-

plementation of the European Neighbourhood Poli-

cy in Egypt. Progress in 2012 and Recommonda-

tions for Action, Brüssel 2013, S. 2-4.  
45

 Vgl. Europäischer Rechnungshof: Die Zusam-

menarbeit der EU mit Ägypten, a.a.O., S. 25. 
46

 Vgl. http://ufmsecretariat.org/social-civil-affairs/ 
47

 Vgl. European Commission/HR [1]: A new Re-

sponse to a Changing Neighbourhood. A Review of 

European Neighbourhood Policy, Brüssel, 2011, S. 

1-3. 
48

 European Commission/HR (Hrsg.) [1]: European 

Neighbourhood Policy. Working towards a Strong-

er Partnership, Brüssel 2013, S. 4. 
49

 Vgl. ebd. S. 2-8. 

immerhin das Budget des Europäischen 

Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstru-

ments (ENPI) für Projekte im Bereich 

Good Governance im Vergleich zum Zeit-

raum von 2007 bis 2010 aufgestockt wor-

den. Dieser entspricht mit einer Summe 

von 50 Millionen Euro für „Reforms in the 

Areas of Democracy, Human Rights & 

Justice“ 11,1 Prozent des gesamten Bud-

gets für die Zeit von 2011 bis 2013 und 

liegt damit mit 4,1 % über dem Budgetan-

teil der letzten Periode (7%).  Beachtet 

man hierbei jedoch nur den Unterbereich 

für „Political Development, Decentralisati-

on & Promotion of Good Governance“ 

liegt das Budget nur noch bei 5 Millionen 

(1,1 %)
50

. Besonders hervorzuheben ist das 

neuentwickelte SPRING (Support for Part-

nership Reform and Inclusive Growth)-

Programm der EU, welches nach dem 

„mehr-für-mehr“ Prinzip funktionieren 

soll. Hiermit versucht die EU erstmals 

auch im politischen Bereich mit positiven 

Konditionalitäten Erfolge zu erzielen. Um-

so stärker also Fortschritte im Partnerland 

zu erkennen sind, umso umfangreicher 

wird die finanzielle Förderung der EU aus-

fallen – hierbei ist zu betonen, dass mehr 

als die Hälfte der geförderten Bereiche 

politische Aspekte, wie Good Governance, 

betreffen
51

. 

 

7. Fazit 

 

Bevor ein Vergleich gezogen wird, hin-

sichtlich der Förderung von Good Gover-

nance vor und nach dem Arabischen Früh-

ling durch die EU in Ägypten, kann allge-

mein festgehalten werden: Good Gover-

nance, wird zwar genau wie die Themen 

Demokratie, Menschenrechte und Rechts-

staatlichkeit, in jedem Dokument und je-

dem Abkommen meist als einer der vor-

dersten Punkte aufgeführt und als Grund-

                                                 
50

 Vgl. European Commission (Hrsg.) [3]: Europe-

an Neighbourhood and Partnership Instrument. 

Arab Republic of Egypt National Indicative Pro-

gramme 2011-2013, Brüssel 2011, S. 5-9. 
51

 Vgl. European Commission (Hrsg.) [2]: Action 

Fiche for the Southern Neighbourhood Region 

Programme. Support for Partnership, Reforms and 

Inclusive Growth (SPRING), Brüssel 2011, S. 2-5. 



Seite 10  Passauer Jean Monnet Papiere 01.8/2014   
 

 

voraussetzung für erfolgreiche Beziehun-

gen benannt – in Anbetracht des verhält-

nismäßig niedrigen Budgets, dem Verzicht 

auf Benchmarks und Richtlinien und einer 

generell wenig konkreten Ausformulierung 

von Zielen und Programmen, zeigt sich 

jedoch ein nur schwach ausgeprägtes Inte-

resse, sowohl von Seiten der EU als auch 

von Seiten Ägyptens, in diesen Bereichen 

langfristige Erfolge zu erzielen. 

 

Der größte „Erfolg“ hinsichtlich Good 

Governance wurde damit bereits 2007 er-

zielt, indem Good Governance relevante 

Aspekte erstmals neben wirtschaftlichen 

Themen Beachtung fanden. Wesentlich 

weiter als zur Benennung der Wichtigkeit 

dieses Themenkomplexes ist es seither 

nicht gekommen. 

 

Zwar konnte nach dem Arabischen Früh-

ling ein Wandel beobachtet werden, jedoch 

schreitet dieser nur sehr langsam voran. 

Wurden politische Aspekte wie Good 

Governance im Assoziierungsabkommen 

von 2004 noch nicht erwähnt, gestand sich 

die EU spätestens nach dem Arabischen 

Frühling ein, eine bisher zu einseitig auf 

wirtschaftliche Interessen ausgelegte Be-

ziehungspolitik zu verfolgen, woraufhin 

politische Themen vor allem seit 2011 

stärker in den Fokus der Beziehungen 

rückten. Dies geschah unter anderem durch 

ein Papier bezüglich einer „Partnership for 

Democracy and Shared Prosperity“ und der 

„Neighbourhood Civil Society Facility“, 

sowie einer Aufstockung der Finanzmittel. 

In Anbetracht der Umstände des Arabi-

schen Frühlings, welcher einen durch die 

Bevölkerung herbeigeführten Wandel be-

schreibt, ist vor allem die stärkere Einbin-

dung der Zivilgesellschaft in die ENP zu 

begrüßen. Diese kann jedoch nur erfolg-

reich umgesetzt werden, wenn die EU auf 

Worte Taten folgen lässt und zwar nicht 

wie bisher nur im Hinblick auf wirtschaft-

liche Interessen. Ob dies jedoch tatsächlich 

passiert ist zu diesem Zeitpunkt schwer 

abzuschätzen, da auf Grund der immer 

noch ungewissen politischen Lage in 

Ägypten, die Vereinbarung neuer länder-

spezifischer Abkommen immer wieder 

verschoben wurde. 

 

Auffällig ist jedoch auch die Tatsache, dass 

vor allem in der sich durch stärkere Gover-

nance-Strukturen auszeichnenden UfM 

keine Änderungen hinsichtlich Good 

Governance zu beachten sind, bezie-

hungsweise dass diesem Aspekt seit Grün-

dung der Institution kaum Beachtung zu-

kam. Dies macht auch noch einmal deut-

lich, dass das Interesse von Seite Ägyptens 

an diesem Themenbereich kaum vorhan-

den zu sein scheint. Jedoch muss man sich 

auch gerade unter diesen Umständen fra-

gen, ob es nicht gerade hier wichtig wäre, 

dass die EU versucht mit allen verfügbaren 

Mittel weitere Erfolge zu erzielen. 

 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, 

dass der Arabische Frühling zwar dazu 

beigetragen hat, dass es durch das Abhal-

ten von freien Wahlen und der Abschaf-

fung der Militärordnung Richtung Good 

Governance geht, die EU kann am Ge-

schehen diesen Ereignissen jedoch nicht 

allzu viel Teilhabe beanspruchen, da auch 

nach dem Arabischen Frühling eine kon-

krete und handlungsorientierte Förderung 

von Good Governance ausblieb und man in 

Beziehungen zwischen der EU und Ägyp-

ten beim gesprochenen beziehungsweisen 

geschriebenen Wort verbleibt. 

Wie es scheint, besteht die Problematik 

innerhalb der Good Governance Förderung 

jedoch nicht nur bezüglich der EU und der 

MENA-Region. Wie Monika Bauhr und 

Naghmeh Nasiritousi zeigen, mangelt es 

darüber hinaus generell an Effektivität bei 

der Good Governance Förderung durch 

internationale Organisationen. Die Gründe 

sind meist die gleichen: der Vorrang wirt-

schaftliche Interessen, die niedrige Priorität 

von Governance und unklare Politikkon-

zepte.
52

 

 

                                                 
52

 Vgl. Bauhr, Monika/Nasiritousi, Naghmeh: Do 

international Organizations promote Quality of 

Governance?, in: Holmberg, Sören/Rothstein, Bo 

(Hrsg.): Good Government. The Relevance of Polit-

ical Science, Cheltenham 2012, S. 178-186. 
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In Anbetracht der aktuellen Lage in Ägyp-

ten ist es fraglich inwiefern und wann die 

EU weitere Erfolge hinsichtlich Good 

Governance erzielen beziehungsweise bis-

her Erreichtes festigen kann oder ob der 

ehemalige libanesische Staatspräsident 

Emile Ladud nicht Recht behalten soll mit 

der Aussage, dass 

democracy, good governance and modernity 

cannot be imported or imposed outside a 

country. 
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